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1 Vorwort

Der vorliegende Kennzahlenbericht 2007/2008 ist der fünfte Bericht in Folge über den Kennzahlenvergleich der überörtlichen Träger der Sozialhilfe. 
 Eine Liste der Teilnehmer ist als  Anlage 2 beigefügt.

Wie in den Vorjahren wurde auch der vorliegende Bericht durch das Projektteam der Firma con_sens erstellt. Der Bericht folgt in der Struktur dem Vorbericht 2005/2006, es gibt jedoch einige Neuerungen.
Neu im vorliegenden Bericht ist die Aufnahme der Aspekte des Gender Mainstreaming. Der Kennzahlenvergleich wurde ergänzt um das Merkmal „Geschlecht der Leistungsberechtigten“ , die stationäre, teilstationäre oder ambulante Angebote in Anspruch nehmen.

Als 4. Kapitel enthält der vorliegende Bericht zum ersten Mal eine „Gesamtbetrachtung Deutschland“, in die Daten des Benchmarkings, der BAGüS und eigene Hochrechnungen einfließen. Ziel ist es, für einige wenige aber zentrale Merkmale Daten zur Verfügung zu stellen, die Geltung für das gesamte Bundesgebiet beanspruchen können. 

Neben dem Kennzahlenvergleich wurde auch in diesem Berichtszeitraum die etablierte Arbeitsgruppe „Steuerung Betreutes Wohnen“ fortgeführt. Hierbei wurden für den Kennzahlenvergleich 2007/2008 die bisherigen Arbeitsgruppen „Betreutes Wohnen“ und „Prozessqualität“ zu einer Arbeitsgruppe zusammengeführt. 

Neu hinzu kam in diesem Berichtszeitraum die Arbeitsgruppe „Fachausschuss WfbM“. Ziel dieser Arbeitsgruppe war es, in einem Pilotprojekt bei möglichst vielen Sozialhilfeträgern Erkenntnisse über die Arbeit der Fachausschüsse zu erhalten.  Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen sind in Kapitel 5 „Vertiefende Untersuchungen“ des Berichts (siehe Bericht S. 82 ff.) dargestellt. 
Dem eigentlichen Kennzahlenvergleich und den vertiefenden Untersuchungen im Rahmen der AG „Steuerung Betreutes Wohnen“ und AG „Fachausschuss WfbM“  sind im Bericht  die  Zentralen Ergebnisse (Management Summary) vorangestellt, die nun vollständig wiedergegeben werden:

2 Zentrale Ergebnisse (Management Summary)

Mit diesem Bericht legen die 23 überörtlichen Sozialhilfeträger die Ergebnisse ihres Kennzahlenvergleichs 2007/2008 in der überörtlichen Sozialhilfe vor. Unter der Federführung der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS) werden in zweijährlichem Turnus Basisdaten durch die Träger erhoben, plausibilisiert und mit dem Ziel ausgewertet, eine möglichst vollständige Zusammenschau der ambulanten, teilstationären und stationären Angebote vorzulegen.
Immer mehr erwachsene Menschen mit Behinderung sind beim Wohnen auf eine Betreuung angewiesen
Seit 2003 hat die Zahl der Menschen, die stationär oder ambulant betreut wohnen, um 27,7% zugenommen. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 5%.

(Basis: Angaben von 15 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Der Anteil der Menschen mit Behinderung, die ambulant betreut wohnen, nimmt weiter zu 

Waren es 2003 noch ca. 21% von allen Bewohnern einer (ambulant und stationär) betreuten Wohnform, so sind es 2008 bereits rund ein Drittel, die in einer ambulanten Wohnform leben. Seit 2006 ist diese Quote um fast 6% gestiegen.

(Basis: Angaben von 15 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Der Anstieg bei den Menschen im stationären Wohnen wurde in 2007 und 2008 abgebremst
Nahm die Zahl der Leistungsberechtigten in 2006 gegenüber 2005 noch um durchschnittlich 1,5% zu, so ging diese Rate 2007 auf 0,5% und 2008 auf 0,4% zurück. In immer mehr Bundesländern stagniert zum Stichtag 31.12.2008 die Zahl von stationär betreuten Leistungsberechtigten oder sinkt sogar.

(Basis: Angaben von 20 bzw. 21 überörtlichen Sozialhilfeträgern)

Immer mehr ältere und immer weniger jüngere Menschen mit Behinderung werden stationär betreut

Die Menschen im stationären Wohnen, die 65 Jahre und älter sind, nehmen absolut und prozentual überproportional zu. Die unter 21-Jährigen nehmen an Zahl weiter ab, und liegen mit dem Anteil der über 65-Jährigen inzwischen fast gleichauf.

(Basis: Angaben von 16 überörtlichen Sozialhilfeträgern)

Ausgaben für das stationäre Wohnen steigen primär wegen höherer Fallkosten

Die Bruttoausgaben im stationären Wohnen haben sich seit 2006 um 6,2% erhöht. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Leistungsberechtigten um 0,9% und die Brutto-Fallkosten erhöhten sich um 4,5% - d.h. anders als in der WfbM (siehe unten) ist die Ausgabensteigerung in erster Linie auf höhere Fallkosten zurückzuführen. Diese entstehen u.a. durch einen veränderten Personenkreis, der sich aus immer Menschen

mit einem höheren Hilfebedarf zusammensetzt. Daneben trägt auch die ansteigende Anzahl von Bewohnern bei, für die neben der Wohn- nun auch eine tagesstrukturierende Leistung im Wohnheim finanziert wird (z.B. ehemalige WfbM-Besucher).

(Basis: Angaben von 16 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Immer mehr Menschen mit Behinderung arbeiten in einer WfbM
Seit 2003 hat die Zahl der Werkstatt-Besucher um 18,8% zugenommen. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 3,5%.

(Basis: Angaben von 19 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Immer mehr Menschen über 50 Jahre arbeiten in einer WfbM
Die Altersgruppe der über 50-Jährigen in Werkstätten hat seit 2001 um ca. 80% zugenommen. Die Altersgruppe zwischen 50 und 60 Jahre hat sich seit 2001 verdoppelt.

(Basis: Angaben von 16 überörtlichen Sozialhilfeträgern)

Der Anteil der Menschen mit Behinderung, die in einer Tagesförderstätte beschäftigt sind, steigt weiter an

Seit 2003 hat die Zahl der Besucher von Tagesförderstätten um ca. 35% zugenommen. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 6,3%.

(Basis: Angaben von 19 überörtlichen Sozialhilfeträgern)

Ausgaben für die WfbM steigen primär wegen zunehmender Zahl von Leistungsberechtigten

Die Bruttoausgaben für die Werkstätten haben sich seit 2006 um 9,8% erhöht. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Leistungsberechtigten um 7,2% und die Brutto-Fallkosten erhöhten sich um 2,4%, d.h. anders als im stationären Wohnen ist die Ausgabensteigerung in erster Linie auf die zunehmende Zahl der Leistungsberechtigten zurückzuführen.

(Basis: Angaben von 19 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Die Einnahmen der Sozialhilfeträger sinken

Die Einnahmen setzen sich inzwischen zu ca. 75% aus Renteneinnahmen und Einnahmen aus der Pflegeversicherung zusammen. Dieser Anteil wächst sowohl absolut als auch prozentual, kann aber die Einnahmerückgänge an anderer Stelle nicht ausgleichen.

(Basis: Angaben von 16 überörtlichen Sozialhilfeträgern)
Im Rahmen des Kennzahlenvergleichs 2007/2008 wurde zum ersten Mal das Merkmal „Geschlecht“ der Leistungsberechtigten erhoben.
In allen Leistungsbereichen gibt es mehr Männer als Frauen
In den WfbM und im stationären Wohnen beträgt das Verhältnis Männer zu Frauen ca. 60%:40%, in den Tagesförderstätten und im ambulant betreuten Wohnen ca. 55%:45%.
(siehe Bericht Seite 10/ Abb.1)
Abb. 1: Leistungsberechtigte nach Betreuungsform und Geschlecht insgesamt Stichtag: 31.12.2008 (KeZa 1.2.2 B 55)
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männlich weiblich


Die Darstellung der Geschlechterverteilung auf Trägerebene und weitere Erläuterungen finden sich im Kapitel zu dem jeweiligen stationären, teilstationären oder ambulanten Betreuungsangebot.

Methodische Hinweise und Erläuterungen

Einleitend werden im 2. Kapitel des Berichts (siehe Bericht S.11 ff.) die methodische Vorgehensweise von der Datenerfassung bis hin zur Berichtserstellung dargestellt und methodische Hinweise und Erläuterungen zum Kennzahlenvergleich 2007/2008 gegeben. Zu den Einzelheiten wird auf die detaillierten Ausführungen im Bericht verwiesen.

Herauszustellen ist, dass sich was Zeitaufwand und Zeitpunkt der Datenermittlung sowie den Umfang der gelieferten Daten betrifft, nach wie vor erhebliche Unterschiede zwischen den Teilnehmern ergeben. Gründe hierfür sind u.a.
· unterschiedliche EDV-technische Möglichkeiten, Eingliederungshilfe-Daten zu erfassen und nach bestimmten Kriterien auszuwerten
· der Verlust zentraler Datenverarbeitung durch die Kommunalisierung der Eingliederungshilfe und ein noch fehlendes bzw. noch nicht umfassend aufgebautes überkommunales Berichtssystem
· unterschiedliche Ausstattung der personellen Ressourcen für die Zu- und Mitarbeit beim Kennzahlenvergleich
In den Berichten der Vorjahre wurde stets auf die methodischen Einschränkungen hingewiesen, die die Validität der Daten beeinflussen und die Vergleichbarkeit der Ergebnisse einschränken. Dabei spielte und spielt  neben den oben aufgelisteten Punkten die nicht periodengerechte Verbuchung von Ausgaben eine herausragende Rolle, durch die sich  Schwankungen in den Jahresverläufen ergeben. In einem Jahr sind die Ausgaben zu niedrig, im Folgejahr werden Nachzahlungen für das vorangegangene Jahr geleistet, die im Bericht ausgewiesene Steigerungsrate zum Vorjahr fällt dann zu hoch aus. 

Trotz dieser Unterschiede ist die Zusammenstellung der Kennzahlenergebnisse der Benchmarking-Partner im Bereich der überörtlichen Sozialhilfe sinnvoll und hilfreich: Auf diese Weise können z.B. Anhaltspunkte dafür gewonnen werden, wie sich unterschiedliche Strukturen in den Arbeitsergebnissen niederschlagen. Trotz der Einschränkungen werden in den Mehrjahresvergleichen bundes- und landesweite Entwicklungstendenzen sichtbar.  Aus der Zusammenführung der Daten  der mitwirkenden Bundesländern könnenbundesweite  Trends abgelesen werden. 
3 Darstellung von Schwerpunkten unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklung im Rheinland und in Westfalen

Im Folgenden werden schwerpunktmäßig die Ergebnisse zu den nachstehenden Themen

dargestellt:
- Stationäre Eingliederungshilfe in Wohneinrichtungen

- ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe zum Wohnen

- Leistungen zur Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM)

- Einnahmen

Neben den Aussagen im Bericht werden hierbei – soweit möglich – die Ergebnisse und Entwicklungen für die beiden Landschaftsverbände in Nordrhein-Westfalen dargestellt. 
3.1 Datenqualität

Wie oben erwähnt ist bei  der Betrachtung der Entwicklungen im Vergleich der einzelnen überörtlichen Sozialhilfeträger  zu berücksichtigen, dass ein Vergleich bzw. eine differenzierte Analyse der Kostenentwicklungen und – unterschiede nur bedingt möglich ist. So haben  beispielsweise  in den Berichtszeiträumen strukturelle Veränderungen in beiden Landschaftsverbänden stattgefunden, die im Vergleich, der ja auch immer Zeitreihen betrachtet, berücksichtigt werden müssen.
So hatte im letzten Berichtszeitraum beim LWL die Einführung des neuen IT-Fachverfahrens 'Anlei' Auswirkungen auf die Datenlage, beim LVR die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements zum 01.01.2006. In diesem Berichtszeitraum hat nun auch der LWL zum 01.01.2008 das Neue Kommunale Finanzmanagement eingeführt. 
Diese Faktoren haben in den vier betroffenen Berichtsjahren  die Zahlenwerke   nicht unerheblich beeinflusst. Von der aktuellen Einführung des Fachverfahrens 'Anlei' im Bereich des LVR wird auch die weitere Entwicklung noch beeinflusst werden. 
Valide Aussagen zu differenzierten Kostenvergleichen auf der Grundlage der Benchmarking-Daten  sind somit nur schwer möglich. Die aufgezeigten Daten und Entwicklungstendenzen geben dennoch wichtige Hinweise hinsichtlich der Entwicklungstendenzen in NRW, vor allem hinsichtlich "ambulant vor stationär" im Bereich Wohnen. 
Eine Aufgabe im Rahmen der Fortsetzung des Benchmarkings wird daher auch sein, die Vergleichbarkeit der Daten weiter zu optimieren.     
3.2 Stationäre Eingliederungshilfe in Wohneinrichtungen

3.2.1 Anzahl der leistungsberechtigten Personen

Die folgende Grafik verdeutlicht den Vergleich der Anzahl der Leistungsberechtigten der überörtlichen Sozialhilfeträger im Bereich des stationären Wohnens (siehe Bericht Seite 19 / Abb.5)

Abb.5: Leistungsberechtigte in der Eingliederungshilfe „Stationäres Wohnen“ absolute Zahlen von 2003 bis 2008 (KeZa 1.2.1.A)
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Die Abbildung zeigt, dass Steigerungen bei der Zahl der Leistungsberechtigten in 2007 und 2008 nur noch bei wenigen Trägern festzustellen sind. Wie sich diese Fallzahlen in Nordrhein-Westfalen seit 2003 im Bereich der beiden Landschaftsverbände entwickelt haben, verdeutlicht die folgende Tabelle:
Tabelle 1: 
Anzahl der leistungsberechtigten Personen im stationären Wohnen in Nordrhein-Westfalen 


[image: image3.emf]2003 2004 2005 2006 2007 2008

LVR

Leistungsberechtigte 23.434 23.701 23.726 23.520 23.303 22.960

Veränderung absolut 330 267 25 -206 -217 -343

Veränderung in % 1,4 1,1 0,1 -0,9 -0,9 -1,5

LWL

Leistungsberechtigte 20.150 20.511 21.025 21.390 21.699 21.588

Veränderung absolut 417 361 514 365 309 -111

Veränderung in % 2,1 1,8 2,5 1,7 1,4 -0,5


Im Bereich des LVR sinken die Steigerungsraten seit 2002, seit 2006 sind die Fallzahlen kontinuierlich rückläufig. Die Entwicklung lässt darauf schließen, dass die hier ergriffenen Maßnahmen (Fallmanagement, Einrichtung von Hilfeplankonferenzen, Schaffung von Anreizprogrammen, Veränderung der Organisationsstrukturen etc.) zur Umsteuerung „ambulant vor stationär“ Wirkung zeigen. Darüber hinaus zeigen sich hier die Effekte aus den Vereinbarungen mit den Einrichtungen auf Grundlage der Landesrahmenzielvereinbarung I zum Platzabbau, die den Zeitraum 2006 bis 2008 einschließt. 

Im Bereich des LWL ist nach moderaten Fallzahlanstiegen in 2006 und 2007 in 2008 ebenfalls ein Fallzahlrückgang zu verzeichnen.
3.2.2 Geschlecht der leistungsberechtigten Personen
Im Bundesdurchschnitt "Stationäres Wohnen"  ist der Anteil der Männer mit 59,8 % (31.12.2008) deutlich höher als der Anteil der Frauen, mit 40,2 % (siehe Grafik Bericht Seite 22). Die Anteile in Nordrhein-Westfalen liegen genau in diesem Schnitt: Anteil der Männer: 59,1 % (LVR) bzw. 58,9 % (LWL), Anteil der Frauen: 40,9 % (LVR) bzw. 41,1 % (LWL). 

In den ostdeutschen Bundesländern ist der Anteil der Männer im stationären Wohnen am höchsten. 
3.2.3 Alter der leistungsberechtigten Personen
Der Anteil von Menschen mit Behinderung, die 65 Jahre und älter sind, nimmt insgesamt im stationären Wohnen zu, diejenigen bis 21 Jahre nehmen anteilsmäßig ab (siehe Bericht Grafik S. 22). 

Die demographische Entwicklung spiegelt sich in der Altersstruktur der Leistungsberechtigten im stationären Wohnen wider. Seit 2000 hat sich das durchschnittliche Lebensalter eines Leistungsberechtigten im stationären Wohnen um 2,9 Jahre erhöht. 

Die Entwicklung in Nordrhein-Westfalen stellt sich im Zeitraum 2000 bis 2008 wie folgt dar: 

Tabelle 2:
Durchschnittliches Lebensalter der Leistungsberechtigten im stationären Wohnen in Nordrhein-Westfalen


[image: image4.emf]2000 2004 2008

Steigerung

2000-2008

LVR 40,5 42,2 43,7 3,2

LWL 41,4 42,4 43,6 2,2

Bundesweit 40,1 41,7 43,0 2,9

Durchschnittliches Lebensalter der LB im stationären Wohnen


3.2.4 Kosten der Maßnahme

In der folgenden Grafik (siehe Bericht Seite 26/ Abb. 13) werden die Brutto-Ausgaben pro Empfänger stationärer Wohnleistungen in ihrer Entwicklung dargestellt.
Abb. 13: Bruttoausgaben in der Eingliederungshilfe „ Stationäres Wohnen“ pro Leistungsberechtigten und Jahr 2003 bis 2008 in Euro (KeZa 1.3.1.)
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Unterfranken: Angaben 2005-2006 wurden nachträglich korrigiert
Wie im Bericht 2005/2006 werden hier zunächst die Brutto-Fallkosten derjenigen Träger dargestellt, die seit 2003 durchgängig diese Angaben geliefert haben. Das schränkt die Zahl der dargestellten Teilnehmer ein, doch da es sich um die gleichen Träger handelt, kann die Ausgabenentwicklung auf einer einheitlichen Datenbasis betrachtet werden. 
Gegenüber 2006 (36.648 €) sind die durchschnittlichen Brutto-Fallkosten dieser Träger  in 2008 um ca. 1.800 € auf 38.429 € gestiegen. In 2003 lagen sie noch bei 35.365 €. 

Seit 2001 sind die durchschnittlichen Brutto-Fallkosten um 16 % gestiegen, pro Jahr durchschnittlich um 2%. Diese Steigerungen sind nicht allein durch tarifliche Anpassungen der Heimentgelte erklärbar. Insbesondere der immer höhere Anteil von Menschen mit einem höheren Hilfebedarf, als Nebenfolge der zunehmenden Ambulantisierung, sowie die Ausgaben für eine stetig steigende Zahl stationärer Leistungsempfänger, die tagesstrukturierende Maßnahmen innerhalb der Wohneinrichtung erhalten, tragen zu den erhöhten Fallkosten pro LB im stationären Wohnen bei.

Bezogen auf Nordrhein-Westfalen sieht die Entwicklung der Fallkosten in den letzten Jahren wie folgt aus:
Tabelle 3:
Entwicklung der durchschnittlichen Fallkosten im stationären Wohnen in Nordrhein-Westfalen von 1998 bis 2008
	 
	LVR
	LWL
	Unterschied 
LVR-LWL

	Jahr
	Fallkosten
Euro
	Steig.
in %
	Steig. 
absolut
	Fallkosten
Euro
	Steig.
in %
	Steig. 
absolut
	Euro

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	1998
	34.240,00
	 
	 
	31.652,00
	 
	 
	2.588,00

	1999
	35.540,00
	3,80
	1.300,00
	32.124,00
	1,49
	472,00
	3.416,00

	2000
	35.874,00
	0,94
	334,00
	33.583,00
	4,54
	1.459,00
	2.291,00

	2001
	37.696,00
	5,08
	1.822,00
	33.931,00
	1,04
	348,00
	3.765,00

	2002
	38.356,00
	1,75
	660,00
	36.277,00
	6,91
	2.346,00
	2.079,00

	2003
	39.021,00
	1,73
	665,00
	37.949,00
	4,61
	1.672,00
	1.072,00

	2004
	40.072,00
	2,69
	1.051,00
	38.210,00
	0,69
	261,00
	1.862,00

	2005
	40.025,00
	-0,12
	-47,00
	37.648,00
	-1,47
	-562,00
	2.377,00

	2006
	41.002,00
	2,44
	977,00
	39.139,00
	3,96
	1.491,00
	1.863,00

	2007
	41.697,00
	1,70
	695,00
	39.856,00
	1,83
	717,00
	1.841,00

	2008
	42.465,00
	1,84
	768,00
	40.055,00
	0,50
	199,00
	2.410,00

	Veränderung 2008 zu 1998
	2,19
	8.225,00
	 
	2,41
	8.403,00
	


Seit Beginn des Benchmarking Projektes im Jahr 1998 waren die durchschnittlichen Fallkosten im Bereich des LVR deutlich höher als im Bereich des LWL. Besonders deutlich waren diese Unterschiede in den Berichtszeiträumen 1998 bis  2001/2002, was die beiden Landschaftsverbände LVR und LWL im Herbst 2002 veranlasst hat, das Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) in Köln mit einer Untersuchung der Gründe für die Kostenunterschiede zu beauftragen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung wurden im Juli 2005 vorgelegt, der Sozialausschuss wurde in seiner Sitzung am 20.09.2005 mit der Vorlage 12/721 informiert, der Bericht ist als Anlage beigefügt: 

https://dom.lvr.de/lvis/lvr_rechercheWWW.nsf/WEB51AlleDaten/F0B2868B283CF3DBC1257097004BB71F?OpenDocument&grem=Sozialausschuss&date=20.09.2005&form=WEB51AnsichtAlleDaten
Die Untersuchung hat  einige Faktoren aufgezeigt, die nach wie vor relevant und auch nur in Grenzen durch Steuerungsaktivitäten beeinflussbar sind. Die wichtigsten Faktoren seien hier nochmals kurz genannt:

1. Höhere Betreuungskosten durch höhere Personalkosten: hier spielen Unterschiede in den Lebenshaltungskosten, aber auch in den zum Einsatz kommenden Tarifwerken eine Rolle

2. Höhere Investitionskosten: Hier spielen Mieten und Grundstückspreise eine Rolle, aber auch das Verhältnis Einzel-/Mehrbettzimmer (Im Rheinland verfügten zum Zeitpunkt der Untersuchung rund 80% der Heimbewohner über ein Einzelzimmer, in Westfalen lag dieser Anteil bei ca. 70%)

3. Höhere Grundpauschalen: Hier spielen Unterschiede in den Lebenshaltungskosten aber auch die Größe der Wohneinrichtungen eine Rolle

Der Vergleich der Entwicklungen der beiden Landschaftsverbände wird jedoch dadurch erschwert, dass die Haushaltsführung im LVR bis einschließlich 2005, im LWL bis einschließlich 2007 kameralistischen Grundsätzen unterlag. Die fehlende Periodenabgrenzung in den jeweiligen Jahresrechnungen führt zu starken Schwankungen in der Entwicklung. Beispielsweise sind im LVR die Fallkosten 2004 gegenüber 2003 um über 1.000 Euro gestiegen, im Jahr darauf (2004) war ein Rückgang um fast 50 Euro zu verzeichnen, im Folgejahr 2005 wieder eine Steigerung um fast 1000 Euro. In der oben abgebildeten Tabelle sind die Zeiträume mit kameraler Haushaltsführung und dadurch erheblich eingeschränkter Aussagekraft bzw. Vergleichbarkeit  der ausgewiesenen Kennzahlen gelb hinterlegt. 

Sowohl im Bereich des LVR wie auch des LWL sind die durchschnittlichen Fallkosten in den letzten 10 Jahren gestiegen – wie im Durchschnitt über alle Träger bundesweit. 

Im Berichtszeitraum 2008 lag die Steigerung durchschnittlichen Fallkosten im Bundesdurchschnitt gegenüber 2006 absolut bei ca. 1.800 Euro, beim LVR bei 1.463 Euro, also unterhalb des Bundesdurchschnitts. Ein aussagefähiger Vergleichswert für den LWL liegt wegen der dort noch kameralen Haushaltssystematik bis 2007 nicht vor. 

Dass die Steigerungsrate im Bereich des LVR im Jahr 2008 etwas höher ausfällt als 2007 muss, wie eingangs dargestellt und auch im Bericht beschrieben, im Zusammenhang mit der Entwicklung bei den ambulanten Leistungen zum selbstständigen Wohnen gesehen werden . Der Abbau von rund 1000 Wohnheimplätzen seit 2006 im Bereich des LVR hat  durch die damit verbundenen Auszügen aus dem Wohnheim in eine eigene Wohnung zu einem deutlichen Fallzahlrückgang geführt (siehe Tabelle 1), anders als im Bereich des LWL, wo diese Entwicklung erst 2008 einsetzt. In den Jahren 2006 bis 2008 ist im Bereich des LVR die Zahl der Leistungsberechtigten in Wohneinrichtungen um 766 Personen zurückgegangen, im Bereich des LWL ist über den gleichen Zeitraum eine Zunahme um 563 Personen zu verzeichnen. Ausgezogen sind in erster Linie Personen mit einem geringeren Unterstützungsbedarf, entsprechend sind die durchschnittlichen "Fallkosten" der im Wohnheim verbliebenen Menschen mit einem eher hohen Unterstützungsbedarf gestiegen. 

Entgeltsteigerungen haben in der Entwicklung der Fallkosten seit 2004 keine Rolle gespielt, werden jedoch ab 2009 zu einer weiteren Steigerung der durchschnittlichen Fallkosten führen.

3.3 Betreutes Wohnen

Für den Kennzahlenvergleich 2007/2008 wurden die bisherigen Arbeitsgruppen „Betreutes Wohnen“ und „Prozessqualität“ zu einer Arbeitsgruppe zusammengeführt. 
Die Kernaufgabe der bisherigen Arbeitsgruppe „Betreutes Wohnen“ bestand in der Erhebung vertiefender quantitativer Daten zum ambulant betreuten Wohnen, die in der neu gebildeten Arbeitsgruppe fortgeführt wurde. Damit blieb die Kontinuität gewahrt und Zeitreihen konnten bruchlos fortgeschrieben werden.

Die Ergebnisse der Datenerhebung sind in das Kapitel über das ambulant betreute Wohnen eingeflossen. 
Die Schwerpunkte der neuen Arbeitsgruppe werden im 5. Kapitel (siehe Bericht S. 82 ff) vorgestellt. Schwerpunkt der neuen Arbeitsgruppe war die Betrachtung der Steuerung im Bereich des stationär und ambulant betreuten Wohnens für erwachsene Menschen mit Behinderung. Die Arbeitsgruppe untersuchte die unterschiedlich ausgeprägten Formen der Einzelfallsteuerung unter den Aspekten des Zugangs, der Hilfebedarfsermittlung, der Auswahl des Leistungserbringers und der Überprüfung/Evaluation, die wesentliche Prozessschritte im Steuerungsablauf darstellen. In der Vorstellung der Arbeitsergebnisse  werden die einzelfallübergreifenden Steuerungsmöglichkeiten betrachtet, die in Richtung einer Angebotsstrukturplanung für Menschen mit Behinderungen gehen, die Anspruch auf eine betreute Wohnform haben. Welche Instrumente setzt der Sozialhilfeträger ein, um einzelfallübergreifend die Leistungen der Eingliederungshilfe fachlich weiter zu entwickeln?

Darüber hinaus beschäftigte sich die Arbeitsgruppe mit Rahmenbedingungen von Steuerung, die selbst nicht oder nur eingeschränkt durch den Sozialhilfeträger zu beeinflussen sind. Ausgewählt wurden als Themen die demografische Entwicklung, die Migration, das Sozialraumkonzept und die Heimgesetzgebung. Für weitere Einzelheiten wird an dieser Stelle auf die Ausführungen im 5. Kapitel des Berichts verwiesen.

3.3.1 Anzahl der Leistungsberechtigten

Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung der Dichte bei den Leistungsberechtigten im Betreuten Wohnen (siehe Bericht Seite 30 / Abb. 19).
Abb. 19: Leistungsberechtigte im ambulant betreuten Wohnen pro 1000 Einwohner von 2003 bis 2008 (KeZa 1.2.7.)
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Berlin: Bis 2005 sind die mit den Leistungserbringern vereinbarten Platzzahlen angegeben, danach Angabe der LB. Für 2008 konnten keine LB gemeldet werden.
Rheinland und Westfalen-Lippe: Bis 2003 Platzzahlen, ab 2004 Fallzahlen

Bayrische Bezirke (außer Oberbayern): Bis 2007 ohne ambulantes Wohnen oder geistig und/oder körperlich behinderte Menschen

Sachsen: Ohne LB, die 65 Jahre und älter sind und in Zuständigkeit der örtlichen träger ( 2007: 354 LB; 2008: 186 LB)

Gegenüber 2006 (0,86) steigt die Anzahl der Leistungsberechtigten pro 1.000 Einwohner in ambulanten Wohnformen erneut deutlich an. Auffallend sind die beträchtlichen Zuwächse in Hamburg, Westfalen-Lippe und im Rheinland. In Hamburg wurde in 2005 ein Ambulantisierungsprogramm auf den Weg gebracht, das sich bis 2010 den Wechsel von 800 insbesondere geistig und mehrfach behinderten Menschen aus dem stationär betreuten in das ambulant betreute Wohnen zum Ziel gesetzt hat. Ende September war dieses Ziel mit ca. 400 LB, die die Wohnform wechselten, zur Hälfte erreicht. Begleitet wurde dieser Prozess durch Anreize für die stationären Einrichtungen (degressiver Strukturausgleich für abgebaute Plätze bis Ende 2008), Fallkonferenzen und ein konsequentes Fallmanagement.
Im Rheinland und Westfalen-Lippe wurde nach dem Zuständigkeitswechsel (Juli 2003) der ambulanten Wohnangebote zu den beiden Landschaftsverbänden ab Juni 2004 flächendeckend die Einzelfallfinanzierung mit individueller Hilfeplanung und Fachleistungsstundenvergütung eingeführt. Eine mit der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege in 2006 abgeschlossene Rahmenzielvereinbarung sah bis Ende 2008 den Wechsel von jeweils ca.9% der LB im stationären Wohnen in ambulante Wohnangebote vor, insbesondere für Menschen mit einer geistigen Behinderung, verbunden mit einem Abbau von Wohnheimplätzen. Finanzielle Anreize für Wohnheimträger und Leistungsberechtigte haben diesen Prozess gefördert.

In der folgenden Grafik ist der Grad der Ambulantisierung 2002, 2005 und 2008 dargestellt (siehe Bericht S. 40/ Abb. 27):
Abb. 27: „Ambulantisierung“: Entwicklung des Verhältnisses der Leistungsberechtigten im ambulant betreuten Wohnen zum stationären Wohne n2002, 2005 und 2008 (KeZa 1.2.9A)
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Berlin, Niedersachsen: Keine Angaben 2008
Brandenburg: Keine Angaben 2007/2008
Der Anteil der Menschen mit Behinderung, die in ambulanten Wohnformen betreut werden, stieg von 2002 mit ca. 22% auf 34,7% Ende 2008. 
Der größte Teil der Menschen mit Behinderung, die beim Wohnen auf Unterstützung angewiesen sind, lebt weiterhin in stationär betreuten Wohnformen. Mit der zunehmenden Ambulantisierung nimmt dieser Anteil kontinuierlich ab, auch wenn damit erst bei wenigen überörtlichen und örtlichen Sozialhilfeträgern ein Rückgang bei den absoluten Zahlen verbunden ist. 
Für den LVR und den LWL wird die Entwicklung noch einmal in der nachstehenden Tabelle dargestellt (wegen der Vergleichbarkeit ist die Fallzahl stationäres Wohnen ohne die Kinder und Jugendlichen dargestellt):
Tabelle 4:
Anteil der Leistungsberechtigten in ambulant betreuten Wohnformen an der Gesamtzahl der Leistungsberechtigten mit Unterstützungsleistungen zum Wohnen insgesamt (stationär und ambulant betreut) in Nordrhein-Westfalen von 2002 bis 2008
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Anzahl 

Leistungsberechtigte /

Anteil in %  LVR LWL

2002Stationäres Wohnen 21.201 18.227

Betreutes Wohnen 4.650 5.521

Anteil BW in % 18,0% 23,2%

2004Stationäres Wohnen 21.746 19.065

Betreutes Wohnen 6.444 8.201

Anteil BW in % 22,9% 30,1%

2006Stationäres Wohnen 21.595 19.920

Betreutes Wohnen 10.908 10.291

Anteil BW in % 33,6% 34,1%

2008Stationäres Wohnen 21.216 20.162

Betreutes Wohnen 16.833 14.205

Anteil BW in % 44,2% 41,3%


Für den LVR ist zu beachten, dass die beiden Jahre 2002 und 2003 noch durch die „alte“ Zuständigkeit geprägt sind, hier werden Platzzahlen ausgewiesen. Fallzahlen liegen erst seit Mitte 2004 vor. 

Der Anteil der Leistungsberechtigten in ambulant betreuten Wohnformen ist im Bereich des LVR von 18 % (2002) auf 44,2 % gestiegen, im Bereich des LWL von 23,2% auf 41,3 %. 
3.3.2 Geschlecht der leistungsberechtigten Personen

Auch hier überwiegt bei den Leistungsberechtigten der Anteil der Männer, wenn auch mit einem Verhältnis von 54,4 % Männer/ 45,6 % Frauen (über alle Träger) nicht ganz so deutlich wie im stationären Wohnen. 
3.3.3 Alter der leistungsberechtigten Personen

Die Zahl der Leistungsberechtigten über 60 Jahren nimmt auch im ambulant betreuten Wohnen zu. Bei den 2007 und 2008 betrachteten acht Trägern ergibt sich innerhalb eines Jahres ein Zuwachs von 113 Leistungsberechtigten (ca 5 %) im Alter von über 60 Jahren. Der Anteil der älteren Menschen im Betreuten Wohnen steigt laut Bericht insgesamt. Der Anteil der Leistungsberechtigten über 60 Jahre betrug in 2006 beim LVR 8,05 % beim LWL 8,27%. 
3.3.4 Kosten der Maßnahme

Die folgende Abbildung gibt die gemeldeten Netto-Ausgaben (nur für Betreuungsleistungen, ohne HLU und Grundsicherung) je Leistungsberechtigten in einer Zeitreihe wieder (siehe Bericht Seite 35/ Abb. 22):
Abb. 22: Nettoausgaben im ambulant betreuten Wohnen in der Eingliederungshilfe pro Leistungsberechtigten von 2003 bis 2008 (KeZa 9.2)
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Bremen: Die in 2008 berechneten Fallkosten sind die niedrigsten in den hier betrachteten Zeitraum. Worauf dies zurückzuführen ist, kann nur vermutet werden –möglicherweise hängt es mit der in die Berechnung eingehenden Fallzahlen zusammen, die nicht periodengerecht und zum Stichtag korrekt vorlag.
Sachsen: Eventuelle Einnahmen (Kostenbeiträge, Vermögen, Unterhalt) sind noch nicht gegengerechnet.

Ausgabenhöhe und Entwicklung der Ausgaben verlaufen bei den acht hier dargestellten Trägern sehr unterschiedlich. Bremen und Sachsen bilden bezüglich der Ausgabenhöhe die beiden Extrempunkte und verweisen auf unterschiedliche Leistungsbeschreibungen bzw. Konzepte der ambulant betreuten Wohnformen, die mit entsprechend höheren oder niedrigeren Personalschlüsseln versehen sind (das unterschiedliche Gehaltsniveau in den alten und neuen Bundesländern ist als Faktor zu berücksichtigen, kann aber nicht vollständig die Differenz erklären). Die Entwicklung der Nettoausgaben im LVR und LWL zeigt

die mit der Zuständigkeitsänderung in 2003 eingesetzte Dynamik, die sich eben nicht nur in der zunehmenden Zahl der LB im ambulant betreuten Wohnen ausdrückt, sondern fallkostenrelevant auch in der sich verändernden Struktur der LB. Dies bezieht sich zum einen auf die sich verändernde Relation zwischen den Personenkreisen der LB mit geistiger und seelischer Behinderung, die sich in kleinen Schritten zugunsten der LB mit einer geistigen Behinderung entwickelt. Zum andern ist davon auszugehen, dass sich innerhalb der Personenkreise die durchschnittlichen Hilfebedarfe erhöhen 

Tabelle 5:
Entwicklung der durchschnittlichen (Netto-)Fallkosten ambulante Leistungen zum Wohnen LVR - LWL
	Jahr
	LVR
	LWL
	Abweichung
LVR-LWL
Euro

	 
	Fall-kosten
 Euro
	Steig.
 %
	Steig.
absolut
	Fall-kosten
 Euro
	Steig. 
 %
	Steig. 
absolut
	

	2003
	4.678,00
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	2004
	5.310,00
	13,51
	632,00
	5.769,00
	 
	 
	-459,00

	2005
	6.615,00
	24,58
	1.305,00
	7.181,00
	24,48
	1.412,00
	-566,00

	2006
	7.336,00
	10,90
	721,00
	6.812,00
	-5,14
	-369,00
	524,00

	2007
	8.480,00
	15,59
	1.144,00
	7.214,00
	5,90
	402,00
	1.266,00

	2008
	9.346,00
	10,21
	866,00
	7.830,00
	8,54
	616,00
	1.516,00


Die bestehenden Fallkostenunterschiede zwischen dem LVR und LWL sowie die Kostenentwicklung innerhalb der beiden Verbandsbereiche werden durch mehrere Faktoren beeinflusst:

In den durchschnittlichen Fallkosten des LVR sind über die summarische Abrechnung die ergänzenden Hilfen zum Lebensunterhalt einschl. der durch die örtl. Träger abgewickelten Assistenzleistungen enthalten, ebenso Leistungen der Hilfe zur Pflege bei den ambulant betreuten Personen, da nicht alle örtlichen Träger die erforderlichen Differenzierungen in ihren Abrechnungsunterlagen ausweisen. In den durchschnittlichen Fallkosten des LWL sind diese Leistungen nicht enthalten. 

Eine weitere Ursache für die Unterschiede zwischen LVR und LWL könnte in der Anzahl der durchschnittlich pro Woche bewilligten Fachleistungsstunden liegen, die beim LVR mit ca. 3,5 Std./Woche um 0,5 Std. höher liegt, als beim LWL mit durchschnittlich 3 Std./Woche. 
Bei der Entwicklung der durchschnittlichen Fallkosten im LVR seit 2006 im Vergleich zur Entwicklung im LWL dürfte die unterschiedliche Entwicklung bei den Personen, die aus einer stationären Wohneinrichtung in ein ambulantes Wohnangebot wechseln, eine Rolle spielen. Wie unter Ziffer 4.1. ausgeführt, ist die Zahl der Menschen, die in einer Wohneinrichtung leben in den Jahren 2006 bis 2008 deutlich rückläufig (insgesamt um 766 Personen), während im Bereich des LWL diese Zahl im gleichen Zeitraum gestiegen ist. Es kann somit unterstellt werden, dass im Bereich des LVR der Anteil der Menschen, die aus einer Wohneinrichtung gewechselt sind, höher ist als im Bereich des LWL. Für diesen Personenkreis ist die Zahl der notwendigen Fachleistungsstunden einschl. der Assistenzleistungen in der Regel höher als für Personen, die direkt ambulante Wohnhilfen in Anspruch nehmen. 

.   

Wie bei den stationären Wohnhilfen bereits erläutert, wird der Vergleich der Entwicklungen der beiden Landschaftsverbände dadurch erschwert, dass die Haushaltsführung im LVR bis einschließlich 2005, im LWL bis einschließlich 2007 kameralistischen Grundsätzen unterlag. Anders als im stationären Bereich erlaubt jedoch das Abrechnungsverfahren des LVR bei den ambulanten Wohnhilfen auch nach der Einführung von NKF keine Periodenabgrenzung. Man sieht dies sehr deutlich an den Schwankungen in den jährlichen Steigerungsraten. 

Besonders erschwert  wird die vergleichende Analyse der Entwicklung innerhalb und zwischen den beiden Verbandsbereichen dadurch, dass es sich bei den ambulanten Unterstützungsleistungen zum selbstständigen Wohnen um "Nettoleistungen" handelt, die Abrechnungsergebnisse weisen auch nur den saldierten "Nettoaufwand" aus. Es kann nicht nachvollzogen werden, ob eine Steigerung der ausgewiesenen durchschnittlichen "Fallkosten" auf eine Steigerung des Bruttoaufwandes oder auf eine Ertragsminderung zurückzuführen ist, wenn zunehmend Personen mit einem geringen Einkommen ambulante Unterstützungsleistungen in Anspruch nehmen.
3.4 Werkstätten für behinderte Menschen

3.4.1 Anzahl der leistungsberechtigten Personen

In der folgenden Grafik wird die Dichte der Leistungsberechtigten (Anzahl je 1000 EW im erwerbsfähigen Alter) in den Arbeitsbereichen (ohne Berufsbildungsbereich) der Werkstätten dargestellt (siehe Bericht Seite 47/Abb. 33):
Abb. 33: Leistungsberechtigte im Arbeitsbereich der Werkstätten für behinderte Menschen pro 1.000 Einwohner (18 bis unter 65 Jahre) von 2003 bis 2008 (KeZa 2.2.1.)
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Berlin: In 2006 zum ersten Mal seit 2001 Angabe inkl. LB in anderen Bundesländern ( +926 LB), daher die hohe Steigerung. Für 2008 keine Angaben möglich.
Sachsen-Anhalt: Die Angaben 2005/2006 wurden rückwirkend korrigiert.

Bei dem Vergleich von LVR/LWL mit den anderen Trägern ist zu beachten, dass es in Nordrhein-Westfalen keine Tagesförderstätten gibt, der entsprechende Personenkreis mit hohem Betreuungsbedarf ist in die Werkstätten eingegliedert. In Nordrhein-Westfalen werden daher im Vergleich zu anderen Bundesländern tendenziell höhere Dichten ausgewiesen.

Seit 2000 ist die Dichte um ca. 1,5 Personen im Arbeitsbereich bezogen auf 1.000 Einwohner (zwischen 18 und 65 Jahre) gestiegen. In allen Bundesländern ist seit Jahren ein dauerhafter Anstieg bei den absoluten und Dichtezahlen zu verzeichnen (zu den absoluten Zahlen vgl. Tab. 15). 

In Nordrhein-Westfalen hat sich die Anzahl der Leistungsberechtigten von 2003 bis 2008 wie folgt entwickelt:
Tabelle 6:
Anzahl der Leistungsberechtigten in den Werkstätten für behinderte Menschen in Nordrhein-Westfalen
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Anzahl 

Leistungs-

berechtigte

Steigerung

absolut



Steigerung

in %



Anzahl

Leistungs-

berechtigte

Steigerung

absolut



Steigerung 

in %



2003 22.523 25.893

2004 23.236 713 3,2% 26.684 791 3,1%

2005 24.306 1.070 4,6% 27.856 1.172 4,4%

2006 25.649 1.343 5,5% 28.734 878 3,2%

2007 26.535 886 3,5% 29.884 1.150 4,0%

2008 27.892 1.357 5,1% 30.816 932 3,1%

LVR LWL


Die Fallzahlen sind in beiden Landesteilen weiter kontinuierlich gestiegen. Von 2003 bis 2008 hat die Zahl der Leistungsberechtigten jährlich um durchschnittlich 4,3% (LVR) bzw. 3,6% (LWL) zugenommen. 

Erstmalig in 2008 wurden für den Kennzahlenvergleich auch die Behinderungsarten der Werkstattbeschäftigten abgefragt. Der Anteil der Werkstattbeschäftigten mit einer psychischen Behinderung im Rheinland bei rd. 15,4% und entspricht damit dem Bundesdurchschnitt. Beim LVR ist in den letzten Jahren ein vermehrter Zugang von Menschen mit einer psychischen Behinderung zu verzeichnen. In 2005 betrug ihr Anteil an der Gesamtbelegung zum Vergleich nur knapp über 13%. Immer häufiger führen psychische Erkrankungen zu Behinderungen und einem Bedarf an Eingliederungshilfe.

In den steigenden Fallzahlen spiegeln sich allgemeine Einflussfaktoren wieder. Der Bericht nennt als Rahmenbedingung insbesondere die demografische Entwicklung. Dank medizinischen Fortschritts und besserer Lebensbedingungen steigt die Lebenserwartung von Menschen mit und ohne Behinderung. 

Der LVR versucht die Zugangszahlen zu steuern, indem er gemeinsam mit den Werkstätten und den rheinischen Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege alternative Angebote zur Beschäftigung in der Werkstatt entwickelt und die Durchlässigkeit der Werkstätten fördert:

· Basierend auf einer Rahmenzielvereinbarung mit den Spitzenverbänden werden seit 2009 zwischen dem LVR und allen Werkstätten individuelle Zielvereinbarungen geschlossen. Ziel ist es, die Teilhabemöglichkeiten am Arbeitsleben qualitativ und quantitativ weiter zu entwickeln, z.B. durch eine Verbesserung der Berufswegeplanung
· Durch das in 2008 angelaufene Kombi-Lohn-Modell werden Übergänge aus der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gezielt gefördert. Dies geschieht u.a. durch Zuschüsse an Arbeitgeber/innen sowie eine verlässliche Begleitung der Beschäftigten am Arbeitsplatz.
· Im März 2010 haben das Land NRW und die beiden Landschaftsverbände in Kooperation mit der Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit das Modellprojekt „Schule trifft Arbeitswelt“ zur Integration schwerbehinderter Jugendlicher, kurz STAR , gestartet. Ziel ist es, Jugendliche mit Behinderung individuell zu beraten und zu begleiten, um ihnen einen erfolgreichen Übergang von der (Förder-) Schule auf den ersten Arbeitsmarkt zu ermöglichen und durch eine gezielte Unterstützung den Automatismus von der Förderschule in die Werkstatt für behinderte Menschen aufzubrechen. 
3.4.2 Geschlecht der leistungsberechtigten Personen

Laut Bericht erhalten im Durchschnitt über alle Träger gesehen deutlich mehr Männer ( 58,7%) als Frauen (41,3%) Leistungen in der WfbM (2008). Die Verteilung in NRW entspricht dieser Durchschnittsverteilung: 58,6 % (LVR) bzw. 58,0 % (LWL) Männer zu 41,4 % (LVR) bzw. 42 % (LWL) Frauen.

3.4.3  Alter der leistungsberechtigten Personen

Der Bericht stellt die Entwicklungen des Alters der Leistungsberechtigten bezogen auf die Altersgruppen: unter 30 Jahren, zwischen 30 und 50 Jahren, sowie über 50 Jahren dar.
Ferner wird die Entwicklung der Leistungsberechtigten über 50 Jahre genau betrachtet.

Laut Feststellungen ändert sich die Altersstruktur der Werkstattbeschäftigten weiterhin in Richtung einer Zunahme bei den über 50-Jährigen (2006: 18,0%; 2008:21,2 %) zu Lasten der 30- bis 50-Jährigen (2006: 58,9%; 2008: 57%) und der unter 30-Jährigen (2006: 23,1%; 2008: 21,8 %), deren Anteile zurückgehen.

Anders als im Bundesdurchschnitt ist der Anteil der unter 30-Jährigen im Rheinland nicht zurückgegangen, sondern liegt knapp über dem Anteil der über 50-Jährigen.

Die Entwicklung der Altersgruppe der über 50-jährigen Leistungsberechtigten in Nordrhein-Westfalen sieht im Zeitraum 2000 bis 2006 wie folgt aus:
Tabelle 7: 
Anteil der über 50-jähigen Leistungsberechtigten in den Werkstätten für behinderte Menschen LVR-LWL von 2002 bis 2008


[image: image12.emf]2002 2004 2006 2008

LVR 15,3% 16,4% 18,5% 20,9%

LWL 17,4% 18,4% 20,3% 22,6%

Anteil der über 50 jährigen Leistungsempfänger in 

WfbM


3.4.4 Kosten der Maßnahme

Die folgende Grafik (siehe Bericht Seite 54/ Abb. 42) stellt die Bruttoausgaben je Leistungsberechtigtem im Arbeitsbereich der Werkstätten dar:

Abb. 42: Bruttoausgaben Werkstatt für behinderte Menschen „ Arbeitsbereich“ pro Leistungsberechtigten und Jahr von 2003 bis 2008 (KeZa 2.3.1.)
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Mittelfranken: Die Bruttoausgaben beinhalten seit Jahren einen Mehrbedarfszuschlag für Menschen mit hohem Hilfebedarf, der mit 2.200 €/LB (bei Bruttoausgaben von 13.959 €/LB) zu quantifizieren ist. Ferner werden seit 2007 Verhandlungen im Werkstättenbereich geführt. Darüber hinaus sind hier erstmals die Fahrkosten in voller Höhe berücksichtigt (verbesserte Datenlage).
Unterfranken: Der Rückgang der Ausgaben in 2007 beruht auf Bearbeitungsrückstände, die mit notwendigen internen Schulungsmaßnahmen für das Personal zusammenhängen. Abgesehen von diesem Sondereffekt ist die generelle Steigerung der Ausgaben auch darauf zurückzuführen, dass mehr LB höhere Aufstockungsbeträge (bis zum Maximalbetrag von 26 € mtl.) erhalten.

Oberpfalz: Die Steigerung in 2007/2008 beruht auf erhöhte Vergütungen und nicht immer exakt periodengleiche Haushaltsabgrenzung
Hamburg: Bereinigung der Angaben 2005/2006 um Ausgaben für „Sonstige Beschäftigungsstätten“ neben der WfbM. Eine Korrektur für Angaben vor 2005 ist nicht mehr möglich.

Westfalen-Lippe: Sinkende (in 2007) und dann steigende (in 2008) Fallkosten sind darauf zurückzuführen, dass die Bruttoausgaben für Leistungsberechtigte in WfbM noch nicht der Rechnungsabgrenzung unterliegen. Mit einer zeitnahen Abrechnung und eine Periodisierung ist ab 2009/2010 zu rechnen.

Der im Bericht ausgewiesene Durchschnittswert ist wegen der Änderung der Anzahl der einbezogenen Träger wenig aussagekräftig. 

Auf der Basis der 19 Träger, für die die Fallkosten durchgängig von 2006 bis 2008 berechnet werden konnte, ergibt sich eine Steigerung der Fallkosten seit 2006 pro Jahr von 12.857 € in 2006 um 314 € auf 13.171 € in 2008, dies entspricht einer jährlichen Steigerungsrate von 2,4 %. 

Die durchschnittlichen Fallkosten in den fünf neuen Bundesländern liegen in 2008 bei 10.466 €, für 16 überörtliche Sozialhilfeträger in den alten Bundesländern betragen die Fallkosten 13.734 € (jeweils gewichteter Mittelwert).

Die Entwicklung im Vergleich LVR/LWL bezogen auf die Anzahl der Leistungsberechtigten, und der durchschnittlichen Fallkosten 2003 bis 2008 sieht wie folgt aus:
Tabelle 8: 
Durchschnittliche Kosten je Leistungsberechtigtem in den Werkstätten für behinderte Menschen LVR-LWL für 2003 bis 2008
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je LB in € Steig. je LB in € Steig. je LB in €

2003 22.523 13.783,00 3,37% 25.893 12.659,00 0,79% 1.124,00

2004 23.236 14.027,00 1,77% 26.684 12.680,00 0,17% 1.347,00

2005 24.306 13.929,00 -0,70% 27.856 12.842,00 1,28% 1.087,00

2006 25.649 14.003,00 0,53% 28.734 12.742,00 -0,78% 1.261,00

2007 26.535 14.034,00 0,22% 29.884 12.751,00 0,07% 1.283,00

2008 27.892 14.329,00 2,10% 30.816 13.141,00 3,06% 1.188,00
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Die durchschnittlichen Fallkosten sind im Zeitraum 2003 bis 2008 im Bereich des LVR wie des LWL gestiegen. 

Der Vergleich der Entwicklungen der beiden Landschaftsverbände wird jedoch – wie im Abschnitt 3.1.4. bereits ausgeführt - dadurch erschwert, dass die Haushaltsführung im LVR bis einschließlich 2005, im LWL bis einschließlich 2007 kameralistischen Grundsätzen unterlag. Die fehlende Periodenabgrenzung in den jeweiligen Jahresrechnungen führt zu Schwankungen in der Entwicklung. Beispielsweise sind im LVR die Fallkosten 2004 gegenüber 2003 um 1,77 % gestiegen, im Jahr darauf (2004) war ein Rückgang um 0,7 % zu verzeichnen. Ähnliche Schwankungen sind im Bereich des LWL zu verzeichnen. 
Trotz der zu verzeichnenden Schwankungen aufgrund der fehlenden Periodenabgrenzung besteht über alle Berichtsjahre ein deutlicher Unterschied in der Höhe der durchschnittlichen Fallkosten zwischen den beiden Landschaftsverbänden. Gemeinsam mit dem LWL wurden diese Unterschiede sorgfältig analysiert, auch unter Beteiligung der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege. Unterschiedliche Vergütungssystematiken im Bereich der Betreuung von schwerst und mehrfach behinderten Werkstattbeschäftigten haben zu den Unterschieden wesentlich beigetragen. 

In der Folge wurde im Bereich des LVR ab dem 01.01.2009 ein neues pauschaliertes System zur Finanzierung von Zusatzpersonal mit rheinlandweit einheitlichen Zuschlägen implementiert, in den Entgeltverhandlungen mit den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege wird seit 2007 eine  NRW-weite Angleichung der Entgelte angestrebt, für den Bereich des LVR wurden geringere Entgeltsteigerungen als im Bereich des LWL vereinbart.  

Insbesondere die Entwicklung 2008 gegenüber 2007 wurde vom LVR zum Anlass genommen, die Fallzahl- und Kostenentwicklung in den WfbM im Rahmen eines Arbeitsprojektes zu analysieren. Im Rahmen dieses Projektes, das Anfang 2010 abgeschlossen wurde, wurden die Einflussfaktoren auf die durchschnittlichen Fallkosten analysiert und dargestellt. Die Analyse hat gezeigt, dass – unabhängig von vereinbarten Entgelterhöhungen – die Fallkosten allein schon aufgrund so genannter struktureller Komponenten, die vor allem demografisch bedingt sind, gestiegen sind . Zu diesen strukturellen Faktoren zählen:
· die Erhöhung des Anteils von Menschen mit psychischen Behinderungen
· die Erhöhung des Anteils von Menschen mit Schwerstmehrfachbehinderung und besonders hohem Betreuungsbedarf sowie
· die Zunahme älterer Beschäftigter.

Die Betreuung dieser Personenkreise ist kostenintensiver. Menschen mit Schwerstmehrfachbehinderung werden in NRW in Werkstätten und nicht alternativ in Tagesförderstätten beschäftigt. Dies wirkt sich nicht nur auf die Fallzahlen sondern auch auf die durchschnittlichen Fallkosten aus.

3.5 Refinanzierungsquote und Einnahmen 
Wurden in den ersten Kennzahlenvergleichen die Einnahmen im stationären Wohnen noch dezidiert dargestellt, so beschränkt sich der vorliegende Bericht wie auch bereits der Bericht 2005/2006 auf die Darstellung der Refinanzierungsquote und der Renteneinnahmen (siehe Bericht Seite 28 ff.). Nachfolgend werden die Ausführungen des Berichts zur Refinanzierungsquote dargestellt. 
Zur Bildung der Refinanzierungsquote im stationären Wohnen werden den Bruttoausgaben des stationären Wohnens die Einnahmen im Rahmen der Eingliederungshilfe gegenübergestellt. Dazu gehören auch Einnahmen, die bei der teilstationären und ambulanten Hilfegewährung verbucht werden. Diese sind aber eher geringfügig, so dass die in der Grafik dargestellten Zahlen gute Näherungswerte für die jeweilige Refinanzierungsquote des stationären Wohnens ergeben.

Die durchschnittliche Refinanzierungsquote ist mit 18,4% wieder auf das Niveau von 2005 und davor zurückgekehrt, als es den Sondereffekt relativ hoher Einnahmen aus den Wohngeldnachzahlungen noch nicht gab. Bei fast allen Trägern ist die Quote gegenüber 2006 gesunken. Nur in Sachsen-Anhalt blieb sie unverändert (25,5% in 2006 und 2008) und in Mittelfranken ist sie von 15,8% (2006) auf 20,4% gestiegen.

Auffallend ist die trotz Rückgang seit Jahren unverändert weit über dem Durchschnitt liegende Quote in Sachsen. Eine schlüssige Erklärung hierfür bietet der Bericht nicht.

Abb. 17: Refinanzierungsquote der stationären Eingliederungshilfe von 2003 bis 2008 ( KeZa 7.1.1.)
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Die Entwicklung in Nordrhein-Westfalen in den Jahren 2003 bis 2008 sieht wie folgt aus:
Tabelle 9:
Refinanzierungsquote (%) LVR-LWL für 2003 bis 2008

[image: image16.emf]Jahr

LVR

%

Veränderung 

in %-Punkten

LWL

%

Veränderung 

in %-Punkten

2003 14,9 17,1

2004 16,6 1,7 15,9 -1,2

2005 15,5 -1,1 15,4 -0,5

2006 17,9 2,4 16,4 1,0

2007 17,1 -0,8 15,6 -0,8

2008 15,9 -1,2 14,2 -1,4


Die Refinanzierungsquote wird sowohl durch die Ausgaben als auch durch die Einnahmen beeinflusst. Zu beachten ist, dass die Refinanzierungsquote des LVR seit dem Jahr 2006 (in diesem Jahr griff die Umstrukturierung mit einer Trennung der Einnahme- und Leistungssachbearbeitung)  trotz höherer durchschnittlicher Fallkosten über der des LWL liegt. 

Weiterhin ist für den LVR zu berücksichtigen, dass in 2007 Pflegekassenleistungen in einem Umfang von ca. 1 Mio, in 2008 ca. 3 Mio Euro aufgrund einer geänderten Buchungssystematik als Gutschriften vom Betreuungsaufwand abgesetzt wurden und daher nicht mehr explizit als Einnahmen erscheinen. Rechnet man diese Beträge in den Jahren 2007 und 2008 hinzu, würde sich eine noch etwas höhere Refinanzierungsquote für den LVR ergeben.

Die Einnahmen in den letzten drei Jahren sind bei beiden Landschaftsverbänden absolut gesehen rückläufig, was jedoch in erster Linie daran liegt, dass in 2006 und 2007 erzielten Einmaleffekte beim Wohngeld enthalten sind. So haben sich beim LVR die Einnahmen aus Wohngeld von 26,2 Mio Euro in 2006 und 16,9 Mio Euro in 2007 auf 8,3 Mio Euro in 2008 relativiert. auf  Der LWL erzielte in 2006 noch 13,1 Mio Euro Wohngeldeinnahmen, in 2007 noch 9,8 Mio Euro und in 2008 4,0 Mio Euro. Über den gesamten Zeitraum dieser drei Jahre betrugen die Einnahmen aus Wohngeldzahlungen beim LVR 51,43 Mio. € und beim LWL 26,9 Mio. €. 
Auch im Bereich der Einnahmen wirkt sich die bereits mehrfach angesprochene Umstellung der Haushaltssystematik bei LVR (2006) und LWL (2008) im Hinblick auf die Aussagefähigkeit und Vergleichbarkeit der Daten aus. 

Die Einnahmen werden im Wesentlichen (in den Jahren 2007/2008 zu ca. 78 %) durch Leistungen anderer Sozialleistungsträger erzielt (hierin enthalten sind z.b. Rente, Pflegeleistungen, Wohngeld). Ca. 21% beträgt der Anteil der Kostenbeiträge /Aufwendungs-ersatz. Hierzu gehören auch Unterhalt und Kindergeld.

Der Bericht beschränkt sich in der Betrachtung der Einnahmen auf die Entwicklung der Renteneinnahmen. Den Renteneinnahmen kommt angesichts des zunehmenden Alters der behinderten Menschen, die Leistungen beziehen, eine große Bedeutung zu. Auch ist sie die größte seit Jahren absolut und anteilig zunehmende Einnahmeart.

Im folgenden Diagramm wird die Entwicklung der Renteneinnahmen je LB für LVR und LWL dargestellt:

Tabelle 10: 
Renteneinnahmen je Leistungsberechtigtem 2002 bis 2008


[image: image17]
Trotz eines etwas geringeren Durchschnittalters der Werkstattbeschäftigten liegen die Erträge aus Rentenansprüchen pro leistungsberechtigter Person – wenn auch nur leicht – über den des LWL. 

Die wesentlichen Einnahmepositionen der Eingliederungshilfe beim LVR haben sich in den Jahren 2002 bis 2008 wie folgt entwickelt: 

Tabelle 11: 
Entwicklung wesentlicher Einnahmepositionen 2002 bis 2008


[image: image18.emf]Jahr Renten

Pflege-

leistungen Wohngeld Unterhalt Kindergeld

Euro Euro Euro Euro Euro

2002 52.982.863 26.685.320 572.300 3.722.384 836.902

2003 56.980.783 26.104.661 20.421.702 3.172.788 915.015

2004 66.566.853 31.536.204 18.679.595 3.469.337 1.198.422

2005 67.613.887 38.673.534 3.896.771 5.612.185 1.475.281

2006 71.689.069 32.784.151 26.157.410 6.062.010 7.631.211

2007 72.947.160 31.664.643 16.874.675 5.943.114 11.436.506

2008 74.009.295 29.141.107 8.286.331 6.465.777 8.873.389


Renten: Die Renteneinnahmen steigen kontinuierlich trotz stagnierender bzw. zurückgehender Zahl der Leistungsberechtigten im stationären Wohnen.

Pflegeleistungen: Hier ist zu berücksichtigen, dass in 2007 ca. 1 Mio, in 2008 ca. 3 Mio Euro aufgrund einer geänderten Buchungssystematik als Gutschriften vom Betreuungsaufwand abgesetzt wurden und daher nicht mehr explizit als Einnahmen erscheinen. Rechnet man diese Beträge in den Jahren 2007 und 2008 hinzu, ergeben sich auch hier steigende Einnahmen.

Wohngeld: Nach dem Bewilligungsstopp in 2005 wurden in den Folgejahren Nachzahlungen realisiert, es ist davon auszugehen, dass 2008 kaum Sondereffekte enthält.

Kindergeld: Hier ist deutlich die Realisierung von Nachzahlungen für die Vorjahre aufgrund einer geänderten höchstrichterlichen Rechtsprechung, die im Bereich des LVR zeitnah und konsequent umgesetzt wurde, zu erkennen. 
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_1335602477.xls
Tabelle1

				LVR						LWL						Differenz LWL/LVR

		Jahr		Anzahl LB		Bruttoaufw.		jährl.		Anzahl LB		Bruttoaufw.		jährl.		Bruttoaufw.

						je LB in €		Steig.				je LB in €		Steig.		je LB in €

		2003		22,523		13,783.00		3.37%		25,893		12,659.00		0.79%		1,124.00

		2004		23,236		14,027.00		1.77%		26,684		12,680.00		0.17%		1,347.00

		2005		24,306		13,929.00		-0.70%		27,856		12,842.00		1.28%		1,087.00

		2006		25,649		14,003.00		0.53%		28,734		12,742.00		-0.78%		1,261.00

		2007		26,535		14,034.00		0.22%		29,884		12,751.00		0.07%		1,283.00

		2008		27,892		14,329.00		2.10%		30,816		13,141.00		3.06%		1,188.00






_1335769981.xls
Tabelle1

		Anteil der über 50 jährigen Leistungsempfänger in WfbM
 in Nordrhein-Westfalen in %

				2002		2004		2006		2008

		LVR		15.3%		16.4%		18.5%		20.9%

		LWL		17.4%		18.4%		20.3%		22.6%






_1335776949.xls
Tabelle1

				LVR						LWL

		Jahr		Anzahl 
Leistungs-
berechtigte		Steigerung
absolut		Steigerung
in %		Anzahl
Leistungs-
berechtigte		Steigerung
absolut		Steigerung 
in %

		2003		22,523						25,893

		2004		23,236		713		3.2%		26,684		791		3.1%

		2005		24,306		1,070		4.6%		27,856		1,172		4.4%

		2006		25,649		1,343		5.5%		28,734		878		3.2%

		2007		26,535		886		3.5%		29,884		1,150		4.0%

		2008		27,892		1,357		5.1%		30,816		932		3.1%






_1335762515.xls
Tabelle1

		Jahr		Anzahl 
Leistungsberechtigte /
Anteil in %		LVR		LWL

		2002		Stationäres Wohnen		21,201		18,227

				Betreutes Wohnen		4,650		5,521

				Anteil BW in %		18.0%		23.2%

		2004		Stationäres Wohnen		21,746		19,065

				Betreutes Wohnen		6,444		8,201

				Anteil BW in %		22.9%		30.1%

		2006		Stationäres Wohnen		21,595		19,920

				Betreutes Wohnen		10,908		10,291

				Anteil BW in %		33.6%		34.1%

		2008		Stationäres Wohnen		21,216		20,162

				Betreutes Wohnen		16,833		14,205

				Anteil BW in %		44.2%		41.3%






_1332928191.xls
Tabelle1

		Durchschnittliches Lebensalter der LB im stationären Wohnen

				2000		2004		2008		Steigerung
2000-2008

		LVR		40.5		42.2		43.7		3.2

		LWL		41.4		42.4		43.6		2.2

		Bundesweit		40.1		41.7		43.0		2.9






_1335602292.xls
Tabelle1

		Jahr		LVR
%		Veränderung 
in %-Punkten		LWL
%		Veränderung 
in %-Punkten

		2003		14.9				17.1

		2004		16.6		1.7		15.9		-1.2

		2005		15.5		-1.1		15.4		-0.5

		2006		17.9		2.4		16.4		1.0

		2007		17.1		-0.8		15.6		-0.8

		2008		15.9		-1.2		14.2		-1.4






_1335602212.xls
Tabelle1

		Jahr		Renten		Pflege-
leistungen		Wohngeld		Unterhalt		Kindergeld

				Euro		Euro		Euro		Euro		Euro

		2002		52,982,863		26,685,320		572,300		3,722,384		836,902

		2003		56,980,783		26,104,661		20,421,702		3,172,788		915,015

		2004		66,566,853		31,536,204		18,679,595		3,469,337		1,198,422

		2005		67,613,887		38,673,534		3,896,771		5,612,185		1,475,281

		2006		71,689,069		32,784,151		26,157,410		6,062,010		7,631,211

		2007		72,947,160		31,664,643		16,874,675		5,943,114		11,436,506

		2008		74,009,295		29,141,107		8,286,331		6,465,777		8,873,389






_1332234721.xls
Tabelle1

				2003		2004		2005		2006		2007		2008

		LVR

		Leistungsberechtigte		23,434		23,701		23,726		23,520		23,303		22,960

		Veränderung absolut		330		267		25		-206		-217		-343

		Veränderung in %		1.4		1.1		0.1		-0.9		-0.9		-1.5

		LWL

		Leistungsberechtigte		20,150		20,511		21,025		21,390		21,699		21,588

		Veränderung absolut		417		361		514		365		309		-111

		Veränderung in %		2.1		1.8		2.5		1.7		1.4		-0.5






